
Ordentliche Hauptversammlung 

der 

LIBERO football finance AG 

Frankfurt am Main 

am 4. November 2025 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 

1 AktG 

1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den an-

teiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können ver-

langen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Je-

dem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Ein 

solches Ergänzungsverlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der Ge-

sellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der 

Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Das Ergänzungsverlangen 

muss der Gesellschaft daher spätestens bis 4. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), vor der 

Versammlung zugehen. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berück-

sichtigt.  

Gemäß § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG haben die Antragsteller nachzuweisen, dass sie seit min-

destens 90 Tagen vor dem Zugang des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 

Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Dabei ist § 121 Abs. 7 

AktG entsprechend anzuwenden. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend 

oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 

kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht ent-

sprechend anzuwenden. Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an folgende Adresse zu 

übermitteln:  

LIBERO football finance AG  

Vorstand 

Taunusanlage 9-10  

60329 Frankfurt am Main 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung bekannt gemacht werden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
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Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei 

denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Informationen in der gesamten Euro-

päischen Union verbreiten. Sie werden außerdem unverzüglich im Internet unter 

https://libero-football-finance.com/de/investors/ 

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt.  

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile 

zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einbe-

rufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; 

das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das 

Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine an-

dere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital 

knüpfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindes-

tens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Ak-

tien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 

den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan-

zigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 

Euro erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-

setzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss 

eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 

im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei 

börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versamm-

lung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktio-

näre, die das Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptver-

sammlung einzuberufen oder den Gegenstand bekannt zu machen. Zu-

gleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Versammlung bestimmen. 

Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder Bekanntmachung 

hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zuläs-

sig. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur 

Entscheidung des Gerichts halten. 
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(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des 

Absatzes 3 auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag statt-

gegeben hat. 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Be-

schlussfassung (Auszug) 

(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der 

Einberufung oder andernfalls unverzüglich nach Zugang des Verlangens 

bekannt zu machen; § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt bei börsen-

notierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung 

und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu 

erfolgen. 

§ 121 AktG Allgemeines (Auszug) 

(4) Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblättern bekannt zu machen. 

Sind die Aktionäre der Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die 

Hauptversammlung mit eingeschriebenem Brief einberufen werden, 

wenn die Satzung nichts anderes bestimmt; der Tag der Absendung gilt 

als Tag der Bekanntmachung. Die Mitteilung an die im Aktienregister Ein-

getragenen genügt. 

(4a) Bei börsennotierten Gesellschaften, die nicht ausschließlich Namensak-

tien ausgegeben haben oder welche die Einberufung den Aktionären 

nicht unmittelbar nach Absatz 4 Satz 2 übersenden, ist die Einberufung 

spätestens zum Zeitpunkt der Bekanntmachung solchen Medien zur Ver-

öffentlichung zuzuleiten, bei denen davon ausgegangen werden kann, 

dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. 

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet 

werden, ist der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung 

von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen 

zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 

Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht 

entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften 

kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 
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2. Stellung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären nach §§ 126 

Abs. 1, 127 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu 

den verschiedenen Tagesordnungspunkten oder Wahlvorschläge zur Wahl der Auf-

sichtsratsmitglieder und des Abschlussprüfers (in dieser Hauptversammlung zu Ta-

gesordnungspunkt 4) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die 

Gesellschaft zu stellen. Gegenanträge und Wahlvorschläge brauchen nicht begrün-

det zu werden. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesell-

schaft unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der 

Hauptversammlung (wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversamm-

lung nicht mitzurechnen sind), d.h. spätestens bis 20. Oktober 2025, 24:00 Uhr 

(MESZ) zugegangen sind, werden unverzüglich über die Internetseite der Gesell-

schaft unter 

https://libero-football-finance.com/de/investors/ 

zugänglich gemacht.  

Informationen zu Gegenanträgen und Wahlvorschlägen nach §§ 126, 127 AktG sowie etwa-

ige Stellungnahmen der Verwaltung können ebenfalls unter  

https://libero-football-finance.com/de/investors/ 

eingesehen werden. Gegenanträge werden einschließlich des Namens des Aktionärs und 

einer Begründung zugänglich gemacht.  

In § 126 Abs. 2 AktG bzw. § 127 Satz 1 in Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz 

Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und dessen Begründung bzw. ein Wahlvor-

schlag nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Eine Begründung 

für einen Gegenantrag braucht insbesondere nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 

sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen 

überdies nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie nicht den Namen, den ausgeübten 

Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person enthalten. In § 127 Satz 3 in Verbin-

dung mit § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind weitere Gründe genannt, bei deren Vorliegen die 

Wahlvorschläge von Aktionären nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden 

müssen.  

Für die Übermittlung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen ist folgende Adresse maß-

geblich:  
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LIBERO football finance AG  

Taunusanlage 9-10  

60329 Frankfurt am Main 

E-Mail: info@libero-football-finance.com 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich ge-

macht. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge 

zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten oder Wahlvorschläge zur Wahl der Auf-

sichtsratsmitglieder oder des Abschlussprüfers (in dieser Hauptversammlung zu Tagesord-

nungspunkt 4) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu 

stellen, bleibt unberührt. Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge oder Wahlvorschläge, 

die der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung 

nur Beachtung finden, wenn sie dort mündlich gestellt werden.  

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichmachen von Gegenan-

trägen und Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 126 AktG Anträge von Aktionären (Auszug) 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der 

Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den 

in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraus-

setzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage 

vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 

Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitge-

teilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurech-

nen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen 

über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt ent-

sprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-

macht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar 

machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen 

Beschluss der Hauptversammlung führen würde, 

mailto:info@libero-football-finance.com
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3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich fal-

sche oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen 

enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des 

Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft 

nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich glei-

cher Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens 

zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugäng-

lich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger 

als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn ge-

stimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptver-

sammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, 

oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptver-

sammlungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht ge-

stellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfas-

sung Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Be-

gründungen zusammenfassen. 

§ 127 Satz 1 bis 3 AktG Wahlvorschläge von Aktionären 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begrün-

det zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugäng-

lich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 

und § 125 Absatz 1 Satz 5 enthält. 
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§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Be-

schlussfassung (Auszug) 

(3) ... Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat 

deren Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. ... 

§ 125 AktG Mitteilungen für Aktionäre und Aufsichtsratsmitglieder (Auszug) 

(1) ... Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in ande-

ren gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 

von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

§ 137 AktG Abstimmung über Wahlvorschläge von Aktionären 

Hat ein Aktionär einen Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach § 127 

gemacht und beantragt er in der Hauptversammlung die Wahl des von ihm Vorge-

schlagenen, so ist über seinen Antrag vor dem Vorschlag des Aufsichtsrats zu be-

schließen, wenn es eine Minderheit der Aktionäre verlangt, deren Anteile zusam-

men den zehnten Teil des vertretenen Grundkapitals erreichen. 

3. Auskunftsrecht § 131 Abs. 1 AktG 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachge-

mäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Diese Auskunfts-

pflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehun-

gen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns 

und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.  

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen der Vorstand von der Beantwortung von Fra-

gen absehen kann, lauten wie folgt: 

§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionärs (Auszug) 

(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vor-

stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit 

sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung 
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erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtli-

chen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbun-

denen Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen 

nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs 

Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm in der Hauptver-

sammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form 

vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hätte. Die Auskunfts-

pflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des 

Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernab-

schluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich 

auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-

zogenen Unternehmen. 

Frankfurt am Main im September 2025 

LIBERO football finance AG 

Der Vorstand 
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